
 

 

 

Die Junge Union Baden-Württemberg fordert das Land Baden-Württemberg dazu auf, 
am Modellprojekt „Moped mit 15“ teilzunehmen.  

Antrag für den Landestag der Jungen Union Baden-Württemberg am 27. Oktober 2018  

Das Mindestalter für das Fahren von Kraftfahrzeugen der Klasse AM - hierunter fallen Mopeds 
- beträgt grundsätzlich 16 Jahre. 2013 führte der Bund den Modellversuch „Moped mit 15“ ein 
und verlängerte den Modellversuch erst Anfang dieses Jahres bis 2020.  

Fünf Bundesländer nehmen daran teil: Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen, Brandenburg und 
Mecklenburg-Vorpommern. Vor allem Schülern und Auszubildende würde der Moped-
Führerschein mit 15 viele Vorteile bringen. Der ländliche Raum würde lebenswerter werden, 
wenn die Möglichkeit für junge Menschen besteht, schneller und flexibler in der Stadt zu sein. 
All das, was der ÖPNV nicht leisten kann, könnten die Jugendlichen mit einem eigenen Moped 
erreichen. In den teilnehmenden Bundesländern wird das Angebot stark genutzt - überall stieg 
die Anzahl der Fahrerlaubniserteilungen stark an. Gegenüber dem Mofa-Führerschein, den man 
schon mit 15 machen darf, können Mopeds der Klasse AM im Stadtverkehr mithalten und 
stellen so keine Behinderung des Verkehrs dar. Die höhere Geschwindigkeit ermöglicht es 
zudem, längere Strecken zu fahren, als bisher mit dem Mofa möglich ist.  

Durch den Modellversuch können Auswirkungen des gesenkten Mindestalters auf die 
Verkehrssicherheit untersucht werden. Bisher ist nicht zu beobachten, dass die jüngeren 
Mopedfahrer im Straßenverkehr mehr Unfälle bauen als die älteren Mopedfahrer. Sollte sich 
dieser Trend fortsetzen, muss der Modellversuch „Moped mit 15“ der Anfang sein, das Alter 
für den Erwerb des Moped-Führerscheins bundesweit auf 15 Jahre zu senken - so wie es die 
Junge Union Deutschlands bereits auf ihrem Deutschlandtag 2011 forderte. Die Bundesländer 
Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern sind erst 2017 nachträglich in das Modellprojekt 
eingestiegen. Das zeigt, dass einer nachträglichen Teilnahme Baden-Württembergs nichts im 
Wege steht.  

 


